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POSTANSCHRIFT Bundesministerium der Finanzen, 11016 Berlin 

Nur per E-Mail  

Oberste Finanzbehörden 
der Länder 

nachrichtlich: 

Bundeszentralamt 
für Steuern 

HAUSANSCHRIFT Wilhelmstraße 97 
10117 Berlin 

TEL +49 (0) 30 18 682-0 

E-MAIL poststelle@bmf.bund.de 
DATUM 28. September 2021 

BETREFF   Einkommensteuerrechtliche Behandlung von Vorsorgeaufwendungen und 
Altersbezügen;  

  Änderung des BMF-Schreibens vom 19. August 2013  
- IV C 3  - S 2221/12/10010 :004/IVC 5 - S 2345/08/0001 - (BStBl I S. 1087), geändert  
durch die BMF-Schreiben vom 10. Januar 2014 (BStBl I S. 70), vom 10. April 2015 
(BStBl I S. 256), vom 1. Juni 2015 (BStBl I S. 475), vom 4. Juli 2016 (BStBl I S. 645), 
vom 6. Dezember 2016 (BStBl I S. 1426), vom 19.Dezember 2016 (BStBl I S. 1433) und  
vom 24.  Mai 2017 (BStBl I S. 820)   

GZ IV C 3 - S 2221/19/10050 :002 
DOK 2021/0862436 

(bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 

Unter Bezugnahme auf die Erörterung mit den obersten Finanzbehörden der Länder wird das 
BMF-Schreiben vom 19. August 2013 (BStBl I S. 1087), das durch die BMF-Schreiben vom 
10. Januar 2014 (BStBl I S. 70), vom 10. April 2015 (BStBl I S. 256), vom 1. Juni 2015 
(BStBl I S. 475), vom 4. Juli 2016 (BStBl I S. 645), vom 6. Dezember 2016 (BStBl I S. 1426, 
vom 19. Dezember 2016 (BStBl I S. 1433) und vom 24. Mai 2017 (BStBl I S. 820) geändert 
worden ist, wie folgt geändert: 

Die Randziffern 197 und 205 werden wie folgt gefasst: 

„197 § 22 Nummer 1 Satz 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa EStG gilt nicht für steuerfreie 
Einnahmen wie z. B. 
- Leistungen aus der gesetzlichen Unfallversicherung wie z. B. Berufsunfähigkeits- oder 

Erwerbsminderungsrenten der Berufsgenossenschaft (§ 3 Nummer 1 Buchstabe a EStG), 
- Sachleistungen und Kinderzuschüsse (§ 3 Nummer 1 Buchstabe b EStG), 

www.bundesfinanzministerium.de 
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Seite 2 - Übergangsgelder nach dem SGB VI (§ 3 Nummer 1 Buchstabe c EStG), 
- die Erstattung von freiwilligen Beiträgen im Zusammenhang mit Nachzahlungen von 

Beiträgen in besonderen Fällen (§§ 204, 205 und 207 des SGB VI) sowie die Erstattung 
der vom Versicherten zu Unrecht geleisteten Beiträge nach § 26 SGB IV (§ 3 Nummer 3 
Buchstabe b EStG), 

- Ausgleichszahlungen nach § 86 Bundesversorgungsgesetz (§ 3 Nummer 6 EStG), 
- Renten, die als Entschädigungsleistungen aufgrund gesetzlicher Vorschriften – insbeson-

dere des Bundesentschädigungsgesetzes – zur Wiedergutmachung nationalsozialistischen 
Unrechts gewährt werden (§ 3 Nummer 8 EStG), 

- Renten wegen Alters und wegen verminderter Erwerbsfähigkeit aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung, die an Verfolgte i. S. d. § 1 des Bundesentschädigungsgesetzes 
gezahlt werden, wenn rentenrechtliche Zeiten aufgrund der Verfolgung in der Rente 
enthalten sind. Renten wegen Todes aus der gesetzlichen Rentenversicherung, wenn der 
verstorbene Versicherte Verfolgter i. S. d. § 1 des Bundesentschädigungsgesetzes war 
und wenn rentenrechtliche Zeiten aufgrund der Verfolgung in dieser Rente enthalten sind 
(§ 3 Nummer 8a EStG). 

- Zuschüsse zur freiwilligen oder privaten Krankenversicherung (§ 3 Nummer 14 EStG), 
- die aufgrund eines Abkommens mit einer zwischen- oder überstaatlichen Einrichtung zur 

Begründung von Anrechten auf Altersversorgung übertragenen Werte bei einer zwischen-
oder überstaatlichen Einrichtung (§ 3 Nummer 55e EStG) 

- Leistungen nach den §§ 294 bis 299 SGB VI für Kindererziehung an Mütter der Geburts-
jahrgänge vor 1921 (§ 3 Nummer 67 EStG); aus Billigkeitsgründen gehören dazu auch 
Leistungen nach § 294a Satz 2 SGB VI für Kinderziehung an Mütter der Geburtsjahr-
gänge vor 1927, die am 18. Mai 1990 ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Beitrittsgebiet 
und am 31. Dezember 1991 keinen eigenen Anspruch auf Rente aus eigener Versicherung 
hatten. 

205 Gemäß § 3 Nummer 3 Buchstabe c EStG sind die Leistungen aus berufsständischen 
Versorgungseinrichtungen, die den Leistungen nach § 3 Nummer 3 Buchstabe a und b EStG 
entsprechen, steuerfrei. Hierbei kommt es darauf an, dass die Leistungen als solche ver-
gleichbar sind und sich ihrer Art nach entsprechen („Wesensgleichheit“, vgl. BFH vom 
10. Oktober 2017, BStBl 2021 II S. XX). Es ist nicht erforderlich, dass sie auf der Grundlage 
identischer Voraussetzungen erbracht werden. Sind diese – entsprechend Rz. 202 bis 204 
steuerbaren – Leistungen gemäß § 3 Nummer 3 Buchstabe c EStG steuerfrei, erfolgt keine 
Korrektur des Sonderausgabenabzugs der korrespondierenden Beiträge. 

Eine Steuerfreiheit liegt z. B. in folgenden Fällen vor: 

- Witwen- und Witwerrentenabfindungen bei der ersten Wiederheirat (§ 3 Nummer 3 
Buchstabe c EStG i. V. m. § 3 Nummer 3 Buchstabe a EStG). 



 
    

 
  

 
 

 
 

 
  

   
  

 
  

 
      

 
 
 

 
 

 
 

 
   

Seite 3 - Beitragserstattungen (§ 3 Nummer 3 Buchstabe c EStG i. V. m. § 3 Nummer 3 
Buchstabe b EStG) im Falle der Beendigung der Mitgliedschaft in der berufsständischen 
Versorgungseinrichtung, wenn höchstens die Beiträge abzüglich des steuerfreien Arbeit-
geberanteils bzw. -zuschusses (§ 3 Nummer 62 EStG) nominal erstattet werden. Dies gilt 
auch für Beitragserstattungen, die nach Begründung einer erneuten Versicherungspflicht 
in einer berufsständischen Versorgungseinrichtung aufgrund der Beendigung dieser 
Mitgliedschaft geleistet werden. 

Werden bis zu 60 % der für den Versicherten geleisteten Beiträge erstattet, kann die 
Erstattung aus Vereinfachungsgründen insgesamt als steuerfreie Beitragserstattung 
behandelt werden. Werden mehr als 60 % der für den Versicherten geleisteten Beiträge 
erstattet, ist die Beitragserstattung bei Vorlage eines Nachweises in dem Umfang steuer-
frei, im dem sie auf eigenen Beiträgen des Versicherten beruht. 

Basiert die Beitragserstattung ganz oder teilweise auf freiwilligen Beiträgen des 
Versicherten, ist dies unschädlich.“ 

Dieses Schreiben ist ab dem Zeitpunkt seiner Bekanntgabe im Bundessteuerblatt in allen noch 
nicht bestandskräftigen Fällen anzuwenden. Es wird im Bundessteuerblatt Teil I 
veröffentlicht. 

Im Auftrag 

Dieses Dokument wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift gültig. 




